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I 1.  Angaben zu den persönlichen Verhältnissen des/der Zahlungspflichtigen und   
       seiner/ihrer Familie 
 
 
 

 
Name 

 
Vorname 

 
Geb.-Datum

 
Beruf 

 
Zahlungspflichtige/r: 

    

 
Ehegatte 

    

 
minderjährige 

    

Kinder oder  
sonstige Ange- 

    

hörige, die unter- 
halten werden 

    

 
2. Angaben zum Gewerbebetrieb 
 
 
 
genaue 
Firmenbezeichnung: 

    

 
 
Inhaber der Firma: 

    

 
 
Geschäftsführer der 
Firma: 

    

 
II.  Angaben zu den wirtschaftlichen Verhältnissen 
 
1. Monatliches Einkommen des/der Zahlungspflichtigen aus 
      
 
Art der Einkünfte 

 
€ / Monat 

 
€ / Jahr 

 
- nichtselbständiger Arbeit (netto) 

  

 
- Gewerbebetrieb 

  

 
- Land- / Forstwirtschaft 

  

 
- Rente / Pension 

  

 
- Wohngeld / Lastenzuschuss 

  

 
- Leistungen nach SGB (ALG I, ALG II,     
  Grundsicherung o.ä.) 

  

 
- Vermietung und Verpachtung 

  

 
- Sonstiges 
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2. Monatliches Einkommen des Ehegatten/der sonstigen Familienangehörigen 

 
Einkommensart € 
  

  

  

  

 
 3. Finanzielle Belastungen 
 

 
Art der Belastung 

 
€ / Monat 

 
€ / Jahr 

Bei Miete kann Buchstabe c) und d) entfallen. Die Angaben hierzu sind unter Buchstabe b) zusammenzufassen. 

a) Miete         
 
b) Nebenkosten 

  

 

c) Hauslasten 
  

    - Grundsteuer   

    - Wassergebühren   

    - Kanalbenutzungsgebühren   

    - Stromkosten   

    - Müllgebühren   

    - Schornsteinfeger   

d) Heizkosten   
    Öl / Gas / Strom / Kohle   

e) Versicherungen   
    - Gebäudeversicherung   

    - Hausratversicherung   

    - Lebensversicherung   

    - Haftpflichtversicherung   

    - Kfz.-Haftpflicht u. -Steuer   

    - Sonstige Versicherungen   

f) Tilgung und Zinsen von  
    Krediten (Bankbezeichnung) 

  

       

   

   

g) Sonstiges (z.B. Unterhalt)   
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    4. Spar- und Bankguthaben 
 

  
Bank 

letzter 
Kontostand 

€ 

Vertragsende 
oder 

Kündigungsfrist 

 
Vertragsinhaber 

 
Girokonto 

    

 
Sparbuch 

    

 
Wertpapiere 

    

 
Bausparvertrag 

    

     

 
5. Haus- und Grundbesitz 

  
 
Art des Besitzes und des Grundstücks 

 
Einheitswert 

  

  

  

 
    6. Zahlungsvorschlag 
 

  

 
7. Sonstiges 
 
 
a) Ich bin Eigentümer eines Kfz. 
    Bitte Marke, Kennzeichen und Baujahr angeben.                                                                            

 
 
b) Ich habe eine Vermögensauskunft (eidesstattliche Versicherung) am                          . 
     
    beim Amtsgericht/Gerichtsvollzieher/Behörde unter                                abgegeben. 
                                                                                                                         (Aktenzeichen) 

 
c) Es ist ein Insolvenzverfahren unter                                 .                                    
                                                                                         (Aktenzeichen) 

    beim Amtsgericht                                       anhängig. 
 
Entsprechende Belege zu den Positionen der Einkünfte sowie Spar- und Bankguthaben 
(Gehaltsabrechnung, aktueller Kontoauszug, Bilanz etc.) sowie der Belastungen sind beigefügt. 
 
Ich versichere, dass ich die vorstehenden Angaben nach bestem Wissen und Gewissen 
vollständig und richtig gemacht habe. Die nachfolgend abgedruckten Mitwirkungs- und 
Auskunftspflichten der Abgabenordnung (AO) habe ich zur Kenntnis genommen. 
 
______________________________                    _____________ ______ 
( Ort , Datum )                                                    (Unterschrift)
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Anlage  
 
Ergänzende Angaben über persönliche und wirtschaftliche Verhältnisse 
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Stand. 8/2013 
Die nachstehenden §§ 90, 92, 93 der Abgabenordnung (AO) gelten gemäß § 12 Abs 1 Nr. 3 Buchstabe a) des Kommunalabgabengesetzes Nordrhein-

Westfalen (KAG NW) auch für Kommunalabgaben (Steuern, Gebühren, Beiträge) 
 

§ 90 Mitwirkungspflichten der Beteiligten (AO) 

(1) Die Beteiligten sind zur Mitwirkung bei der Ermittlung des Sachverhalts 
verpflichtet. Sie kommen der Mitwirkungspflicht insbesondere dadurch nach, 
dass sie die für die Besteuerung erheblichen Tatsachen vollständig und 
wahrheitsgemäß offenlegen und die ihnen bekannten Beweismittel angeben. 
Der Umfang dieser Pflichten richtet sich nach den Umständen des Einzelfalls. 
(2) Ist ein Sachverhalt zu ermitteln und steuerrechtlich zu beurteilen, der sich 
auf Vorgänge außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes bezieht, so 
haben die Beteiligten diesen Sachverhalt aufzuklären und die erforderlichen 
Beweismittel zu beschaffen. Sie haben dabei alle für sie bestehenden 
rechtlichen und tatsächlichen Möglichkeiten auszuschöpfen. Bestehen 
objektiv erkennbare Anhaltspunkte für die Annahme, dass der Steuerpflichtige 
über Geschäftsbeziehungen zu Finanzinstituten in einem Staat oder Gebiet 
verfügt, mit dem kein Abkommen besteht, das die Erteilung von Auskünften 
entsprechend Artikel 26 des Musterabkommens der OECD zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und 
vom Vermögen in der Fassung von 2005 vorsieht, oder der Staat oder das 
Gebiet keine Auskünfte in einem vergleichbaren Umfang erteilt oder keine 
Bereitschaft zu einer entsprechenden Auskunftserteilung besteht, hat der 
Steuerpflichtige nach Aufforderung der Finanzbehörde die Richtigkeit und 
Vollständigkeit seiner Angaben an Eides statt zu versichern und die 
Finanzbehörde zu bevollmächtigen, in seinem Namen mögliche 
Auskunftsansprüche gegenüber den von der Finanzbehörde benannten 
Kreditinstituten außergerichtlich und gerichtlich geltend zu machen; die 
Versicherung an Eides statt kann nicht nach § 328 erzwungen werden. Ein 
Beteiligter kann sich nicht darauf berufen, dass er Sachverhalte nicht 
aufklären oder Beweismittel nicht beschaffen kann, wenn er sich nach Lage 
des Falls bei der Gestaltung seiner Verhältnisse die Möglichkeit dazu hätte 
beschaffen oder einräumen lassen können. 
(3) Bei Sachverhalten, die Vorgänge mit Auslandsbezug betreffen, hat ein 
Steuerpflichtiger über die Art und den Inhalt seiner Geschäftsbeziehungen mit 
nahe stehenden Personen im Sinne des § 1 Abs. 2 des Außensteuergesetzes 
Aufzeichnungen zu erstellen. Die Aufzeichnungspflicht umfasst auch die 
wirtschaftlichen und rechtlichen Grundlagen für eine den Grundsatz des 

 Geschäftsbedingungen mit den Nahestehenden. Bei außergewöhnlichen 
Geschäftsvorfällen sind die Aufzeichnungen zeitnah zu erstellen. Die 
Aufzeichnungspflichten gelten entsprechend für Steuerpflichtige, die für die 
inländische Besteuerung Gewinne zwischen ihrem inländischen 
Unternehmen und dessen ausländischer Betriebsstätte aufzuteilen oder den 
Gewinn der inländischen Betriebsstätte ihres ausländischen Unternehmens 
zu ermitteln haben. Um eine einheitliche Rechtsanwendung sicherzustellen, 
wird das Bundesministerium der Finanzen ermächtigt, mit Zustimmung des 
Bundesrates durch Rechtsverordnung Art, Inhalt und Umfang der zu 
erstellenden Aufzeichnungen zu bestimmen. Die Finanzbehörde soll die 
Vorlage von Aufzeichnungen in der Regel nur für die Durchführung einer 
Außenprüfung verlangen. Die Vorlage richtet sich nach § 97. Sie hat jeweils 
auf Anforderung innerhalb einer Frist von 60 Tagen zu erfolgen. Soweit 
Aufzeichnungen über außergewöhnliche Geschäftsvorfälle vorzulegen sind, 
beträgt die Frist 30 Tage. In begründeten Einzelfällen kann die Vorlagefrist 
verlängert werden. 
 

§ 92 Beweismittel (AO) 

Die Finanzbehörde bedient sich der Beweismittel, die sie nach 
pflichtgemäßem Ermessen zur Ermittlung des Sachverhalts für erforderlich 
hält. Sie kann insbesondere  

 
1. Auskünfte jeder Art von den Beteiligten und anderen Personen    
    einholen, 
 
2. Sachverständige zuziehen, 
 
3. Urkunden und Akten beiziehen, 
 
4. den Augenschein einnehmen. 
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Fremdvergleichs beachtende Vereinbarung von Preisen und anderen  

§ 93 Auskunftspflicht der Beteiligten und anderer Personen (AO) 

(1) Die Beteiligten und andere Personen haben der Finanzbehörde die zur 
Feststellung eines für die Besteuerung erheblichen Sachverhalts 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Dies gilt auch für nicht rechtsfähige 
Vereinigungen, Vermögensmassen, Behörden und Betriebe gewerblicher Art 
der Körperschaften des öffentlichen Rechts. Andere Personen als die 
Beteiligten sollen erst dann zur Auskunft angehalten werden, wenn die 
Sachverhaltsaufklärung durch die Beteiligten nicht zum Ziel führt oder keinen 
Erfolg verspricht. 
(2) In dem Auskunftsersuchen ist anzugeben, worüber Auskünfte erteilt 
werden sollen und ob die Auskunft für die Besteuerung des 
Auskunftspflichtigen oder für die Besteuerung anderer Personen angefordert 
wird. Auskunftsersuchen haben auf Verlangen des Auskunftspflichtigen 
schriftlich zu ergehen. 
(3) Die Auskünfte sind wahrheitsgemäß nach bestem Wissen und Gewissen 
zu erteilen. Auskunftspflichtige, die nicht aus dem Gedächtnis Auskunft geben 
können, haben Bücher, Aufzeichnungen, Geschäftspapiere und andere 
Urkunden, die ihnen zur Verfügung stehen, einzusehen und, soweit nötig, 
Aufzeichnungen daraus zu entnehmen. 
(4) Der Auskunftspflichtige kann die Auskunft schriftlich, elektronisch, 
mündlich oder fernmündlich erteilen. Die Finanzbehörde kann verlangen, 
dass der Auskunftspflichtige schriftlich Auskunft erteilt, wenn dies 
sachdienlich ist. 
(5) Die Finanzbehörde kann anordnen, dass der Auskunftspflichtige eine 
mündliche Auskunft an Amtsstelle erteilt. Hierzu ist sie insbesondere dann 
befugt, wenn trotz Aufforderung eine schriftliche Auskunft nicht erteilt worden 
ist oder eine schriftliche Auskunft nicht zu einer Klärung des Sachverhalts 
geführt hat. Absatz 2 Satz 1 gilt entsprechend. 
(6) Auf Antrag des Auskunftspflichtigen ist über die mündliche Auskunft an 
Amtsstelle eine Niederschrift aufzunehmen. Die Niederschrift soll den Namen 
der anwesenden Personen, den Ort, den Tag und den wesentlichen Inhalt der 
Auskunft enthalten. Sie soll von dem Amtsträger, dem die mündliche Auskunft 
erteilt wird, und dem Auskunftspflichtigen unterschrieben werden. Den 
Beteiligten ist eine Abschrift der Niederschrift zu überlassen. 

(7) Ein automatisierter Abruf von Kontoinformationen nach § 93b ist nur 

 
 
1.  der Steuerpflichtige eine Steuerfestsetzung nach § 32d Abs. 6 des    
      Einkommensteuergesetzes beantragt oder 
2.   (weggefallen) 

und der Abruf in diesen Fällen zur Festsetzung der Einkommensteuer 
erforderlich ist oder er erforderlich ist  

 
3.   zur Feststellung von Einkünften nach den §§ 20 und 23 Abs. 1 des  
      Einkommensteuergesetzes in Veranlagungszeiträumen bis einschließlich 
      des Jahres 2008 oder 
4.   zur Erhebung von bundesgesetzlich geregelten Steuern 

oder  
5.    der Steuerpflichtige zustimmt. 
In diesen Fällen darf die Finanzbehörde oder in den Fällen des § 1 Abs. 2 
die Gemeinde das Bundeszentralamt für Steuern ersuchen, bei den 
Kreditinstituten einzelne Daten aus den nach § 93b Abs. 1 zu führenden 
Dateien abzurufen; in den Fällen des Satzes 1 Nr. 1 bis 4 darf ein 
Abrufersuchen nur dann erfolgen, wenn ein Auskunftsersuchen an den 
Steuerpflichtigen nicht zum Ziel geführt hat oder keinen Erfolg verspricht. 

(8) Die für die Verwaltung  
1. der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem Zweiten Buch  
     Sozialgesetzbuch, 
2.  der Sozialhilfe nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch, 
3.  der Ausbildungsförderung nach dem Bundesausbildungsförderungs-  
     gesetz, 
4.  der Aufstiegsfortbildungsförderung nach dem Aufstiegsfortbildungs- 
     förderungsgesetz und 
5.  des Wohngeldes nach dem Wohngeldgesetz 
 
zuständigen Behörden dürfen das Bundeszentralamt für Steuern ersuchen, 
bei den Kreditinstituten die in § 93b Abs. 1 bezeichneten Daten abzurufen, 
soweit dies zur Überprüfung des Vorliegens der Anspruchsvoraussetzungen 
erforderlich ist und ein vorheriges Auskunftsersuchen an den Betroffenen 
nicht zum Ziel geführt hat oder keinen Erfolg verspricht. Für andere Zwecke 
ist ein Abrufersuchen an das Bundeszentralamt für Steuern hinsichtlich der 
in § 93b Abs. 1 bezeichneten Daten nur zulässig, soweit dies durch ein 
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zulässig, soweit  

 (9) Vor einem Abrufersuchen nach Absatz 7 oder Absatz 8 ist der Betroffene 
auf die Möglichkeit eines Kontenabrufs hinzuweisen; dies kann auch durch 
ausdrücklichen Hinweis in amtlichen Vordrucken und Merkblättern 
geschehen. Nach Durchführung eines Kontenabrufs ist der Betroffene vom 
Ersuchenden über die Durchführung zu benachrichtigen. Ein Hinweis nach 
Satz 1 erster Halbsatz und eine Benachrichtigung nach Satz 2 unterbleiben, 
soweit  
1. sie die ordnungsgemäße Erfüllung der in der Zuständigkeit des  
    Ersuchenden liegenden Aufgaben gefährden würden, 
2. sie die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährden oder sonst dem  
    Wohle des Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten würden oder 
3.  die Tatsache des Kontenabrufs nach einer Rechtsvorschrift oder seinem 
Wesen nach, insbesondere wegen der überwiegenden berechtigten 
Interessen eines Dritten, geheim gehalten werden muss und deswegen das 
Interesse des Betroffenen zurücktreten muss; § 19 Abs. 5 und 6 des 
Bundesdatenschutzgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. 
Januar 2003 (BGBl. I S. 66), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. 
August 2006 (BGBl. I S. 1970) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung gilt entsprechend, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 
(10) Ein Abrufersuchen nach Absatz 7 oder Absatz 8 und dessen Ergebnis 
sind vom Ersuchenden zu dokumentieren. 
 

Auszug aus dem Strafgesetzbuch (StGB) 

§ 263 Betrug (StGB) 

(1) Wer in der Absicht, sich oder einem Dritten einen rechtswidrigen 
Vermögensvorteil zu verschaffen, das Vermögen eines anderen dadurch 
beschädigt, daß er durch Vorspiegelung falscher oder durch Entstellung oder 
Unterdrückung wahrer Tatsachen einen Irrtum erregt oder unterhält, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Der Versuch ist strafbar. 

Bundesgesetz ausdrücklich zugelassen ist. 
 (3) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten bis zu zehn Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der Regel 
vor, wenn der Täter  
1. gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur  fort- 
    gesetzten Begehung von Urkundenfälschung oder Betrug verbunden hat, 
2. einen Vermögensverlust großen Ausmaßes herbeiführt oder in der Ab- 
    sicht handelt, durch die fortgesetzte Begehung von Betrug eine große  
    Zahl von Menschen in die Gefahr des Verlustes von Vermögenswerten zu 
    bringen, 
3. eine andere Person in wirtschaftliche Not bringt, 
4. seine Befugnisse oder seine Stellung als Amtsträger mißbraucht oder 
5. einen Versicherungsfall vortäuscht, nachdem er oder ein anderer zu  
    diesem Zweck eine Sache von bedeutendem Wert in Brand gesetzt oder  
    durch eine Brandlegung ganz oder teilweise zerstört oder ein Schiff zum  
    Sinken oder Stranden gebracht hat. 
(4) § 243 Abs. 2 sowie die §§ 247 und 248a gelten entsprechend. 
(5) Mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren, in minder 
schweren Fällen mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren 
wird bestraft, wer den Betrug als Mitglied einer Bande, die sich zur 
fortgesetzten Begehung von Straftaten nach den §§ 263 bis 264 oder 267 
bis 269 verbunden hat, gewerbsmäßig begeht. 
(6) Das Gericht kann Führungsaufsicht anordnen (§ 68 Abs. 1). 
(7) Die §§ 43a und 73d sind anzuwenden, wenn der Täter als Mitglied einer 
Bande handelt, die sich zur fortgesetzten Begehung von Straftaten nach den 
§§ 263 bis 264 oder 267 bis 269 verbunden hat. § 73d ist auch dann 
anzuwenden, wenn der Täter gewerbsmäßig handelt. 
 

 
 
 
 
 


